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Ihr Schreiben vom 28.04.2026, BMWE IIA5, BMWSB SI5 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Übersendung Ihres Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 

Wärmeplanungsgesetzes (WPG) mit Stand vom 27.04.2026 und die Möglichkeit, Stellung zu 

nehmen. 

Das WPG wurde in Baden-Württemberg mit einer Änderung des Klimagesetzes Baden-

Württemberg (KlimaG BW) landesrechtlich umgesetzt, welche am 6. August 2025 in Kraft 

getreten ist. Damit sind alle 1.101 Gemeinden im Land zur Wärmeplanung verpflichtet. Zuvor 

gab es in Baden-Württemberg bereits seit Oktober 2020 gesetzliche Regelungen zur Erstellung 

kommunaler Wärmepläne. Die Stadtkreise und Großen Kreisstädte in Baden-Württemberg 

mussten bis zum 31.12.2023 einen kommunalen Wärmeplan erstellen und erhielten 

Zuweisungen für die entstehenden Kosten. Zusätzlich hat das Land ein Förderprogramm für die 

freiwillige Wärmeplanung aufgesetzt, welches eine große Nachfrage seitens der Gemeinden 

erfuhr. Inzwischen hat sich mehr als die Hälfte der Gemeinden im Land auf den Weg der 

Wärmeplanung begeben bzw. eine Vielzahl an Wärmeplänen liegt bereits vor.  
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Vor diesem Hintergrund merken wir zu dem übersandten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des WPG mit Stand vom 27.04.2026 Folgendes an: 

Grundsätzliche Einordnung 

Eine Änderung der Rahmenbedingungen im laufenden Verfahren der Wärmeplanung sorgt bei 

den planungsverantwortlichen Stellen – im Falle von Baden-Württemberg den Gemeinden – 

wie auch bei weiteren Akteuren vor Ort für Verunsicherung. Eine Novellierung des WPG nach 

so kurzer Zeit erscheint insgesamt unglücklich. Ebenso bremst die vom Bund beabsichtigte 

und damit zusammenhängende Änderung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) die dringend 

notwendige Wärmewende aus und führt zu Attentismus wie auch Verunsicherung bei den 

Akteuren vor Ort und mindert letztlich die Akzeptanz für die Wärmewende bei den Bürgerinnen 

und Bürgern. Dies wirkt sich auch auf den Prozess der Wärmeplanung aus, da sich die 

Gegebenheiten für dezentrale Wärmeversorgungstechnologien erheblich ändern. Stattdessen 

wären langfristig verlässliche Rahmenbedingungen unerlässlich, um für Planungssicherheit 

und Orientierung bei allen Akteuren zu sorgen, die Finanzierungskosten niedrig zu halten und 

die dringend notwendige Wärmewende zu beschleunigen, um unabhängiger von fossilen 

Brennstoffimporten und Kostenschwankungen zu werden und zur Erreichung der 

Klimaschutzziele. 

Im Rahmen des vorliegenden Gesetzesentwurfs erfolgen teilweise Klarstellungen im Bereich 

Daten sowie der Fortschreibung, welche grundsätzlich zu begrüßen sind. 

Verknüpfung des WPG und des GEG 

Die vorgesehene Auflösung der 65%-Pflicht im GEG gefährdet die Zielerreichung der 

Klimaneutralität im Wärmesektor und verzögert damit auch die Wärmeplanung. Durch die 

Änderung dieser Grundvoraussetzung werden die Annahmen zur Reduzierung des fossil 

bedingten Treibhausgasausstoßes in bestehenden Wärmeplänen und schon laufenden 

Wärmeplanungsprozessen hinsichtlich der Zeitschiene essenziell verändert. Ferner ist zu 

erwähnen, dass im WPG-E vielfach auf Paragraphen des GEG verwiesen wird, welche laut dem 

Eckpunktepapier zum GMG gestrichen werden sollen. Ebenso wird auf den § 3 GEG in seiner 

derzeitigen Fassung verwiesen. Es erscheint nicht praxistauglich, wenn in zwei so eng 

verzahnten Gesetzen unterschiedliche Definitionen verwendet werden. 
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Kleine Wärmeplanung für Gemeinden mit 15.000 Einwohnern oder weniger 

Für Gemeinden mit bis zu 15.000 Einwohnerinnen und Einwohnern soll eine sogenannte kleine 

Wärmeplanung eingeführt werden, deren Aufwand und Verfahrensdauer auf bis zu 20 % im 

Vergleich zur regulären Wärmeplanung reduziert werden soll. Unklar erscheinen die 

Anforderungen gemäß § 22a Abs. 1 WPG-E, wie diese mit Anlage 2 VII zusammenpassen und 

wie dieses Verfahren gemäß § 22a eine weitere Beschleunigung im Vergleich zur bereits 

bestehenden Option der verkürzten Wärmeplanung gemäß § 14 WPG ermöglicht. Da dem 

Ansinnen einer Vereinfachung, insbesondere für kleinere Gemeinden, durch die verkürzte 

Wärmeplanung nach § 14 WPG bei einer pragmatischen Umsetzung vor Ort bereits jetzt 

entsprochen werden kann, halten wir eine zusätzliche Verfahrensart durch die kleine 

Wärmeplanung – und damit verbunden notwendiger landesrechtlicher Umsetzungen – für 

nicht zielführend. 

Ebenso ist nicht abschließend ersichtlich, wie die gemäß § 22a Abs. 2 vertiefte Untersuchung 

der Eignung des Teilgebiets im Anschluss an die Erstellung des Wärmeplans erfolgt oder 

inwiefern diese Teil der eigentlichen Wärmeplanung ist.  

Sollte an der Einführung der kleinen Wärmeplanung festgehalten werden, empfehlen wir, im 

Sinne der Verwaltungsvereinfachung und weniger komplexen Regeln, die Schwelle der kleinen 

Wärmeplanung von 15.000 Einwohnerinnen und Einwohnern auf eine Schwelle entsprechend 

dem vereinfachten Verfahren gemäß § 4 Abs. 3 WPG in Höhe von 10.000 Einwohnern 

umzustellen. Dies ist aus unserer Sicht in sich schlüssiger, um die Wärmeplanung hinsichtlich 

verschiedener Größenklassen nicht noch weiter zu fragmentieren. Die unterschiedlichen 

Vorgaben hinsichtlich verschiedener Größenklassen und Fristen (neben 10.000 Einwohnern für 

das vereinfachte Verfahren nach § 4 Abs. 3 WPG i.V.m. § 22 WPG, 45.000 Einwohner für 

erweiterte Anforderungen nach § 21 WPG und 100.000 Einwohner für verkürzte Fristen nach § 

25) führen zu einem erheblichen Kommunikationsaufwand und möglicherweise Verwirrung bei 

den Akteuren vor Ort. 

Außerdem ist zu erwarten, dass in Gemeinden mit 10.000 bis 15.000 Einwohnern, welche oft 

nicht mehr die typisch ländliche Siedlungsstruktur aufweisen, häufiger beispielsweise 

Abwärmequellen von lokalen Industrieunternehmen zur Verfügung stehen und sich daher 

Wärmenetze eignen könnten. Diese vorhandenen Potenziale gilt es zu heben. Eine Öffnung der 
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kleinen Wärmeplanung für Gemeinden dieser Größenklasse könnte bewirken, dass diese 

wichtigen Potenziale nicht näher betrachtet werden. Aus Sicht von Baden-Württemberg wäre 

auch aus diesem Grund eine an § 4 Abs. 3 WPG angelehnte Schwelle in Höhe von 10.000 

Einwohnern für die kleine Wärmeplanung zu bevorzugen. 

Gemäß § 22a Abs. 5 WPG-E informiert die planungsverantwortliche Stelle die Öffentlichkeit 

über die Entscheidung zur Durchführung der kleinen Wärmeplanung und veröffentlicht den 

ersten Entwurf der Bewertung im Internet. Nach unserer Einschätzung ist die 

Öffentlichkeitsbeteiligung elementar, um die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger 

sicherzustellen und sollte daher weiterhin ein zentrales Element der Wärmeplanung darstellen. 

Fortschreibung des Wärmeplans 

Grundsätzlich ist die Klarstellung bei der Fortschreibung der Wärmeplanung mit eindeutigen 

Zieldaten gemäß § 25 WPG-E zu begrüßen. Dabei wird davon ausgegangen, dass bis zu diesen 

Zeitpunkten eine Überprüfung und ggf. Fortschreibung der Wärmepläne erfolgt sein muss. 

Gleichzeitig führt die Festlegung definierter Zeitpunkte dazu, dass gewisse Gemeinden erst mit 

großem zeitlichen Verzug eine Fortschreibung vornehmen werden. Dies ist beispielsweise bei 

Stadtkreisen und Großen Kreisstädten in Baden-Württemberg der Fall, welche landesrechtlich 

bereits bis Ende 2023 eine Wärmeplanung vorzulegen hatten und mit dem Gesetzesentwurf 

erst Ende 2031 eine Fortschreibung vornehmen werden. 

Aufgrund der Regelung gemäß § 1 WPG können die Länder ein früheres Zieljahr bestimmen. 

Diese Länderöffnungsklausel wurde auch in Baden-Württemberg in Anspruch genommen. Wir 

regen an, auch für die Fortschreibungsfristen innerhalb des § 25 WPG eine Öffnungsklausel 

aufzunehmen, um den Ländern zu ermöglichen, die Fristen mit dem festgelegten Zieljahr auf 

Landesebene zu harmonisieren. 

Die Fortschreibung der Wärmepläne wird bis zur Erreichung des Ziels der Klimaneutralität im 

Wärmesektor weiterhin bei den Gemeinden wie auch den Ländern Verwaltungsaufwand nach 

sich ziehen. Bislang erfolgt jedoch ein finanzieller Ausgleich durch den Bund lediglich bis zum 

Jahr 2028. Da es hier um durch den Bund veranlasste Aufwendungen geht, wird erwartet, dass 

der Bund auch für diese Arbeiten nach 2028 einen finanziellen Ausgleich bereitstellt. 
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Daten 

Wir begrüßen ausdrücklich die Klarstellungen in § 10 Absätze 1 und 3 WPG-E, wonach die im 

Rahmen der initialen Wärmeplanung erhobenen Daten von den planungsverantwortlichen 

Stellen für die Fortschreibung sowie Umsetzung des Wärmeplans verwendet und gespeichert 

werden dürfen. Auch die Neufassung des § 10 Absatz 5 WPG-E ist ein wichtiger Schritt zur 

Verbesserung der Wärmeplanung, da sie nunmehr klar definiert, dass die im Rahmen der 

Wärmeplanung erhobenen Daten für die Umsetzung des Wärmeplans weiterverwendet und an 

Dritte weitergegeben werden dürfen. Dies erhöht die Rechtssicherheit und die Praktikabilität 

der Wärmeplanung. Um hier den Anwendungsbereich noch klarer zu definieren, schlagen wir 

unter Beibehaltung der bisherigen Regelung folgende Ergänzung vor: „...soweit dies zur 

Umsetzung des Wärmeplans, der damit zusammenhängenden erforderlichen 

Energieinfrastrukturplanungen oder dies zur Erfüllung im öffentlichen Interesse liegender 

Aufgaben erforderlich ist, insbesondere zur: [Beibehaltung der bisherigen Regelbeispiele]“.  

Bei den neu gefassten Erhebungsregelungen in Anlage 1 ist grundsätzlich zu begrüßen, dass 

die rechtliche Grundlage zur Erhebung realer Verbrauchsdaten von 

Energieversorgungsunternehmen und bevollmächtigten Bezirkschornsteinfegerinnen und -

fegern weiterhin bestehen bleibt. Auch die Einführung klarer Schwellenwerte in Anlage 1 WPG-

E für die Aggregation zur Abgrenzung von Ein- und Mehrfamilienhäusern in Bezug auf Erdgas- 

und Wärmeverbräuche stellt eine wichtige Verbesserung dar. Des Weiteren regen wir an, den 

planungsverantwortlichen Stellen in der neu gefassten Nr. 5 b) der Anlage 1 WPG-E zusätzlich 

die Erhebung des Baujahrs der dezentralen Wärmeerzeugungsanlage zu ermöglichen. Diese 

zusätzliche Information dient der Abschätzung von Zeitpunkten für einen Heizungstausch. 

Durch die Einführung der Datenübermittlung der planungsverantwortlichen Stelle an einen 

Datenraum des Bundes werden die Ergebnisse von Wärmeplanungen in strukturierter Form in 

einem bundeseinheitlichem Format zentral verfügbar gemacht. Der Zeitpunkt der Einführung 

im laufenden Prozess – nachdem die Länder eigene Lösungen zur Datenübermittlung 

entwickelt haben – erscheint unglücklich. Bei der Entwicklung der Bundesplattform ist 

unbedingt auf Interoperabilität mit bestehenden Länderlösungen zu achten, zudem müssen 

gleichzeitig die föderalen Zuständigkeiten gewahrt bleiben. Unbedingt vermieden werden 

sollte eine doppelte Melde-/Übermittlungspflicht von Wärmeplänen und Ergebnisdaten der 

planungsverantwortlichen Stelle an zwei unterschiedliche Stellen (Anzeige des Wärmeplans 
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an die durch Landesrecht bestimmte Stelle nach § 24 Absatz 1 WPG-E und Datenübermittlung 

an den vom Bund bereitgestellten Datenraum gemäß § 24 Absatz 4 WPG-E). Das 

Anzeigeverfahren im Sinne des § 24 Abs. 1 WPG-E kann mit der erfolgreichen Übermittlung der 

maßgeblichen Daten in den Datenraum des Bundes gemäß § 24 Abs. 4 WPG-E als formgerecht 

eingeleitet gelten. Zudem sollte die Möglichkeit für einen Prüf- und Freigabeprozess für die mit 

den Aufgaben der Wärmeplanung betrauten Vollzugsbehörden der Länder vorgesehen werden. 

Zusätzlich zur Vermeidung der o.g. Doppelmeldepflichten sollte die Meldepflicht von grünem 

Methan nach § 28 Absatz 5 WPG in der Bundesplattform abgefragt werden, falls dies nicht im 

Fachschema XWaermeplan beinhaltet ist. Wünschenswert wäre die Option für die Länder, über 

den Datenraum des Bundes Planungsdaten für die planungsverantwortlichen Stellen 

bereitzustellen, um eine effiziente und koordinierte Planung zu ermöglichen.  

Die Absätze 2 und 3 des § 24 WPG-E beziehen sich auf den Beginn der Erstellung von 

Wärmeplänen sowie deren Fortschreibung. Um Rechtsklarheit und Praktikabilität zu 

gewährleisten, wäre es wünschenswert, den Beginn der Erstellung von Wärmeplänen konkreter 

zu definieren. Ein möglicher Ansatz könnte darin bestehen, das Datum des 

Gemeinderatsbeschlusses zur Durchführung der Wärmeplanung als maßgeblichen Zeitpunkt 

zu verwenden, um den Beginn der Erstellung von Wärmeplänen zu bestimmen.  

Kälteplanung 

Die Umsetzung der EU-Vorgaben zur Kälteplanung innerhalb des WPG ist zu begrüßen. Damit 

verbunden entsteht für die Länder und die Kommunen mit mehr als 45.000 Einwohnern gemäß 

§ 21 Nr. 6 WPG-E durch die Aufgabenübertragung durch den Bund ein zusätzlicher 

Finanzierungsbedarf zur Erfüllung dieser neuen gesetzlichen Aufgabe. Es wird erwartet, dass 

der Bund den Ländern für diese zusätzliche Aufgabe entsprechende Finanzmittel zur 

Verfügung stellt. 

Teil 3 WPG 

Die Bescheinigungsmöglichkeit für Wärmenetzausbau- und Dekarbonisierungsfahrpläne 

mittels eines vom AGFW – Der Energieeffizenzverband für Wärme, Kälte und KWK e.V. – nach 

Arbeitsblatt FW 611 zertifizierten Gutachters ist zu begrüßen. Für die Prüfung der 

Dekarbonisierungsfahrpläne wurden in Baden-Württemberg entsprechend § 33 Absatz 5 WPG 
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die Regierungspräsidien bestimmt. Durch die neu aufgenommene Möglichkeit der 

Bescheinigung im § 32 Absatz 1 WPG-E kann der Prüfaufwand (Vollständigkeits- und 

Plausibilitätsprüfung) bei den zuständigen Landesbehörden sinken. Es sollte in jedem Falle 

sichergestellt werden, dass das von Gutachtern zu durchlaufende Zertifizierungsverfahren die 

erforderlichen Qualitätsansprüche erfüllt. Hier könnte der Bund prüfen, inwieweit die 

Zertifizierung auf Basis des o.g. Arbeitsblattes FW 611 durch eine unabhängige regulatorische 

Stelle bzw. Institution erteilt wird.  

Im Sinne einer zügigen Fortführung der Wärmeplanung bitten wir Sie, durch die Änderung des 

WPG mögliche Implikationen bei der notwendigen Umsetzung auf Landesebene mit zu 

berücksichtigen und keine weiteren Fallgestaltungen (kleine Wärmeplanung) bei der 

Wärmeplanung einzuführen, welche die Kommunikation vor Ort erschweren und zu einer 

abwartenden Haltung der Akteure führen können. 

In Ihrer Nachricht vom 28.04.2026 stellen Sie dar, dass der Gesetzesentwurf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Wir möchten anregen, diese Auffassung nochmals vor 

dem Hintergrund zu überprüfen, dass gemäß § 24 WPG Aufgaben zur Übermittlung von 
Ergebnisdaten an die Länder und planungsverantwortlichen Stellen übertragen werden. Damit 

wird nach unserer Auffassung in die Organisations- und Verwaltungshoheit der Länder nach 

Artikel 84 Abs. 1 GG eingegriffen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dominik Bernauer 

Ministerialdirigent, Leiter der Abteilung Energiewirtschaft 


